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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung der Wirtschaftspläne des ERP- 
Sonder Vermögens für das Jahr 1970 
(ERP- Wirtschaftsplangesetz 1970) 

— Drucksache VI/912 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Frerichs und Kater 


Der Gesetzentwurf — • Drucksache VI/912 — wurde 
vom Bundestag in der 58. Sitzung in erster Lesung 
beraten und an den Ausschuß für Wirtschaft feder- 
führend und an den Haushaltsausschuß mitberatend 
überwiesen. Der Haushaltsausschuß hat den Gesetz- 
entwurf in seiner 27. Sitzung vom 15. Oktober 1970 
beraten. Er hat den Beschlüssen des Wirtschaftsaus- 
schusses zu den Wirtschaftsplänen zugestimmt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat wieder die Fe- 
derführung für die Beratung des ERP-Wirtschafts- 
plans, nachdem diese während zwei Legislaturperio- 
den vom damaligen Ausschuß für das Bundesver- 
mögen wahrgenommen wurde. Nur mit Rücksicht 
darauf, daß die Regierung in diesem Jahr den Wirt- 
schaftsplan, nicht wie es üblich ist, zusammen mit 
dem Bundeshaushalt vorlegen mußte, konnte der 
Ausschuß auf eingehendere Beratung verzichten. 
Der Ausschuß hat sich, um die Verabschiedung des 
ERP-Wirtschaftsplans nicht weiter zu verzögern, in 
diesem Jahr nur mit einigen grundsätzlichen Pro- 
blemen beschäftigt. Der Ausschuß hat gegenüber 
der Bundesregierung jedoch schon jetzt zum Aus- 
druck gebracht, daß er Wert darauf legt, daß dem 
Bundestag der Wirtschaftsplan für 1971 noch in die- 
sem Jahr vorgelegt wird, damit er im Zusammen- 
hang mit dem Bundeshaushalt beraten und verab- 
schiedet werden kann. Um diesem Wunsch Nach- 
druck zu verleihen, hat der Ausschuß dem Bundes- 
tag eine entsprechende Entschließung vorgelegt. Der 
Haushaltsausschuß hat für diese Entschließung, die 
er im Grundsatz billigt, eine zeitlich flexiblere Fas- 
sung vorgelegt, die der Ausschuß nicht übernommen 
hat. 


IL 

Der Ausschuß hat sich nur mit einigen grundsätz- 
lichen Problemen beschäftigt. Er hat im übrigen das 
Gesetz über die Feststellung der Wirtschaftspläne 
des ERP-Sondervermögens und die dazugehörigen 
Wirtschaftspläne nach der Vorlage gebilligt mit der 
Maßgabe, daß im Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung der Wirtschaftspläne des ERP-Sonder- 
vermögens für das Jahr 1970 (ERP-Wirtschaftsplan- 
gesetz 1970) in Kapitel 1 Titel 685 01 die Worte 
„Die Mittel sind gesperrt." gestrichen werden, je- 
doch einige Positionen für die Beratung des Haus- 
halts 1971 vorgemerkt. Zu diesen Vormerkungen 
gehören insbesondere die folgenden Probleme: 

a) Der Ausschuß hat sich die Auffassung des frühe- 
ren Ausschusses für das Bundesvermögen zu ei- 
gen gemacht, wonach eine schärfere Trennung 
zwischen den Ansätzen im ERP-Wirtschaftsplan 
einerseits und im Bundeshaushalt andererseits 
bei wirtschaftsfördernden Maßnahmen notwen- 
dig sei. Die Ansätze im ERP-Wirtschaftsplan sol- 
len mehr als bisher der Zielsetzung des ERP- 
Widmungsgesetzes Rechnung tragen; ERP-Mittel 
sollen deshalb nicht für spezifische Bundesauf- 
gaben eingesetzt werden, wie dies auch im vor- 
liegenden ERP-Wirtschaftsplan wieder der Fall 
ist. Hier sind vor allem die Ansätze für die Rein- 
haltung von Wasser und Luft sowie für das VII. 
Werfthilfeprogramm zu nennen. In Zukunft soll- 
ten ERP-Mittel vorrangig für strukturpolitische 
Maßnahmen vorgesehen werden. Aus diesem 
Grunde hatte der Ausschuß schon bei der Be- 
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ratung des Bundeshaushalts beim Haushaltsaus- 
schuß angeregt, den ERP-Wirtschaftsplan von der 
Mittelbereitstellung für das VII. Werfthilfe- 
programm zu entlasten; jedoch zunächst leider 
ohne Erfolg. 

b) Der ERP-Wirtschaftsplan sieht in diesem Jahr 
nunmehr 15 Millionen DM (1969 10 Millionen 
DM) vor, um der mittelständischen Wirtschaft die 
Umstellung auf elektronische Datenverarbeitung 
zu erleichtern. Nach den Richtlinien sollen diese 
Mittel jedoch nur dann zur Verfügung gestellt 
werden, wenn eigene EDV-Anlagen von mittel- 
ständischen Betrieben übernommen werden. Zu- 
schüsse für gemietete Anlagen können jedoch 
nicht gewährt werden. Der Ausschuß hielt diese 
enge Begrenzung auf Investitionen aus mehrfa- 
chen Gründen für ungeeignet. Einmal käme das 
Programm dann nur solchen mittelständischen Be- 
trieben zugute, die größere Investitionen auf 
Dauer finanzieren können, zum anderen würden 
diese Betriebe aber möglicherweise auf veraltete 
Maschinen angewiesen sein, weil sie nicht in der 
Lage sein werden, mit dem technischen Fort- 
schritt Schritt zu halten. Die Befürchtung, daß 
Mietanlagen mit fortschreitender Technik sehr 
bald veraltet sein könnten, trifft jetzt nicht mehr 
ZU; die Anlagen sind so konstruiert, daß lediglich 
Teile ausgewechselt werden müssen, so daß im 
Interesse der Betriebe, die EDV-Anlagen verwen- 
den, es u. U. rationeller sein könnte, mit gemiete- 
ten Anlagen zu arbeiten. 

Die Richtlinien sollten nach Auffassung des Aus- 
schusses überprüft werden, ob in Zukunft auch 
mittelständischen Unternehmen Zuschüsse zu 
Mietaufwendungen für gemietete EDV-Anlagen 
gewährt werden können, um diesen Unternehmen 
eine schnellere und wirkungsvollere Anpassung 
an den technischen Fortschritt zu ermöglichen. 


c) Der Ausschuß hat es begrüßt, daß zur Refinan- 
zierung privater Kapitalbeteiligungen und für 
Beteiligungsgarantiegemeinschaften erstmalig 
Mittel bereitgestellt würden. Er hat von den Ver- 
gabegrundsätzen Kenntnis genommen und sich 
Vorbehalten, diesen Problemkreis im kommen- 
den Jahr eingehender zu erörtern, wenn die er- 
sten praktischen Erfahrungen vorliegen. 

d) Eingehender hal sich der Ausschuß mit dem Pro- 
gramm zur Förderung von Investitionen in den 
Gemeinden beschäftigt. Dieses Programm läuft 
mit diesem Haushalt ebenfalls an. Die Mittel sind 
vorgesehen für Vorhaben in Schwerpunktge- 
meinden der Regionalen Aktionsprogramme und 
der übrigen Bundesausbaugebiete sowie in Bun- 
desausbauorten auch außerhalb dieser Gebiete, 
und zwar zur Verbesserung der Wohn- und Frei- 
zeitwerte dieser Gemeinden. 

Erst bei den Beratungen im Jahre 1971 will der 
Ausschuß entscheiden, ob und inwieweit dieses 
Programm fortgesetzt werden kann. Für seine 
Entscheidungen werden nicht nur die Erfahrun- 
gen des ersten Jahres maßgeblich sein, sondern 
auch die Prüfung verfassungsrechtlicher Fragen. 
Im Ausschuß wurde nämlich auch die Auffassung 
vertreten, daß, wenn die Verfassung die Ver- 
wendung von ERP-Mitteln zuließe, diese Mittel 
dann auch im Bundeshaushalt selbst vorgesehen 
werden könnten. Andererseits kam zum Aus- 
druck, daß dieser Mittelansatz gerade der Auf- 
gabenstellung des ERP-Sondervermögens ent- 
spreche. Diese Problematik wurde im Ausschuß 
nicht ausdiskutiert und einer eingehenden Erör- 
terung für das kommende Jahr Vorbehalten. 

Namens des Ausschusses bitten wir das Hohe 

Haus, dem Gesetzentwurf in Verbindung mit den 

Wirtschaftsplänen zuzustimmen. 


Bonn, den 5. November 1970 


Dr. Frerichs Kater 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Entwurf eines Gesetzes über die Feststel- 
lung der Wirtschaftspläne des ERP-Sondervermö- 
gens für das Jahr 1970 (ERP-Wirtschaftsplange- 
setz 1970) — Drucksache VI/912 — mit der Maß- 
gabe zuzustimmen, daß in Kapitel 1 Titel 685 01 
die Worte „Die Mittel sind gesperrt." gestrichen 
werden; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, den Entwurf 
eines Gesetzes über die Feststellung der Wirt- 
schaftspläne des ERP-Sondervermögens für das 
Jahr 1971 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 1971) so 
rechtzeitig vorzulegen, daß die erste Lesung des 
Gesetzes im Bundestag noch in diesem Jahre 
stattfinden kann. 


Bonn, den 5. November 1970 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Frerichs Kater 

Vorsitzender Berichterstatter 
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